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302 Unterſagung des Baugewerbebetriebs .

§ 11 . Dieſe Gebührenordnung tritt für jeden Amtsbezirk
mit der Verſtaatlichung der Stelle des Bezirksbaukontrolleurs
in Kraft , in den Amtsbezirken , für welche bereits ſtaatliche
Bezirksbaukontrolleure beſtellt ſind , mit dem 1. Januar 1911.

5a . Geſetz vom 7. Januar 1907 , betreffend die

Abänderung der Gewerbeordnung .
( Reichsgeſetzblatt Seite J .

Artikel 1. Im 8 35 der Gewerbeordnung wird folgen⸗
der neuer Abſ . 5 eingefügt :

„ Der Betrieb des Gewerbes als Bauunternehmer und

Bauleiter ſowie der Betrieb einzelner Zweige des Bauge⸗
werbes iſt zu unterſagen , wenn Tatſachen vorliegen , welche die

Unzuverläſſigkeit des Gewerbetreibenden in Bezug auf dieſen
Gewerbebetrieb dartun . ?) Der Unterſagung muß nach näherer

) Ein Einſchreiten hiernach iſt nicht nur gegen Einzelperſonen ,
ſondern auch gegen Perſonenvereinigungen , juriſtiſche Perſonen u. dergl .
zuläſſig . Vorausſetzung iſt jedoch ſtets der Betrieb eines Gewerbes ,
alſo eine gewerbliche Tätigkeit auf eigene Rechnung . Die Unzuver⸗
läſſigkeit kann ſowohl auf dem Gebiete der beruflichen Sachkunde ,
als auch auf moraliſchem oder wirtſchaftlichem Gebiet liegen ( Motive
S. 6/7 , Erl . d. Min . d. Innern vom 23. März 1907 Nr. 11919 ) .

2) Als unzuverläſſig im Sinne des § 35 Abſ . 5 der Gewo .
wird auch ein Baugewerbetreibender anzuſehen ſein , der vorſätzlich
oder wiederholt fahrläſſig der Beſtimmung des § 1 des Geſetzes über
die Sicherung der Bauforderungen hinſichtlich der Verwendung des
Baugeldes zuwiderhandelt oder der in den 88 2 und 3 a. a. O.
ausgeſprochenen Verpflichtung zur Führung des Baubuches nicht in
der vorgeſchriebenen Weiſe nachkommt . Beſteht begründeter Ver⸗
dacht , daß ein Baugewerbetreibender das Baugeld unbefugt ver⸗
wendet oder das Baubuch nicht oder nicht richtig führt , ſo kann
das Verfahren wegen Unterſagung des Gewerbebetriebs gegen ihn
eingeleitet und in dem Verfahren die Vorlage des Baubuches ver⸗
langt und auf Grund der §88 1 und 12 der Verfahrensordnung in
Verbindung mit § 31 des PolstcGB . erzwungen werden . — Wir
machen den Bezirksämtern zur Pflicht , daß ſie für die Anwendung
des § 35 Abſ 5 der Gewo . in allen dazu geeigneten Fällen Sorge
tragen . Über die Zuverläſſigkeit derjenigen Baugewerbetreibenden ,
deren Geſchäftsbetrieb in bautechniſcher , wirtſchaftlicher oder mora⸗
liſcher Hinſicht zu Bedenken Anlaß gegeben hat , haben ſich die Be⸗
zirksämter ſtändig zu vergewiſſern , damit das Unterſagungsverfahren ,

Bo˖

900

ach
Ne

Be
ekfl

60
hit
fer

bez
Ger

zu



b die

fulher

er und

Bauge
he di

dieſen

äheret

ſonen,

Unterſagung des Baugewerbebetriebs . 303

Beſtimmung der Landes⸗Zentralbehörde die Anhörung von
Sachverſtändigen vorangehen , welche zur Abgabe von Gut⸗
achten dieſer Art nach Bedarf im voraus von der höheren
Verwaltungsbehörde ernannt ſind . Soweit es ſich um die

Begutachtung für handwerksmäßigeGewerbebetriebe handelt,
erfolgt die Ernennung nach Anhörung der Handwerkskammer
G 103 ) des Bezirks . “

( Abſ . 6) : Iſt die Unterſagung erfolgt , ſo kann die Landes⸗
Zentralbehörde oder eine andere von ihr zu beſtimmende Be⸗
hörde die Wiederaufnahme des Gewerbebetriebs geſtatten , ſo⸗
fern ſeit der Unterſagung mindeſtens ein Jahr verfloſſen iſt .

( Abſ . 7) : Perſonen , welche die in dieſem Paragraphen
bezeichneten Gewerbe beginnen , haben bei Eröffnung ihres
Gewerbebetriebs der zuſtändigen Behörde hiervon Anzeige
zu machen .

Artikel 2. Hinter § 35 der Gewerbeordnung wird der
folgende neue Paragraph eingefügt:

ſobald die Voräusſetzungen hierfür gegeben erſcheinen , eingeleitetwerden kann . Den Mitteilungen , welche ſeitens der Handwerks⸗
kammer , der gewerblichen Vereinigungen oder einzelner Handwerkerüber die Unzuverläſſigkeit eines Baugewerbetreibenden dem Bezirks⸗amt gemacht werden , iſt beſondere Beachtung zu ſchenken , weil nur
durch die Beteiligung der Handwerker an dem Vorgehen gegen un⸗
zuverläſſige Baugewerbetreibende der angeſtrebte Erfolg zu erwarten
iſt . Sehr wünſchenswert wäre es, wenn die Handwerker jede
Schädigung durch unzuverläſſige Baugewerbetreibende zur Kenntnis
des Bezirksamts bringen und außerdem in denjenigen Fällen , in
welchen ein begründeter Verdacht auf ungenügende Führung des
Baubuchs oder vorſchriftswidrige Verwendung des Baugeldes vor⸗
liegt und der Schwindelunternehmer ſeine fälligen Verbindlichkeiten
nicht erfüllt , d. h. ſeine Zahlungen eingeſtellt hat , der Staatsanwalt⸗
ſchaft behufs Einleitung des Strafverfahrens Anzeige erſtatten würden .
Auch von letzterer Auffaſſung haben wir den Handwerkskammernund dem Landesverband der badiſchen Gewerbe - und Handwerker⸗
vereinigungen Kenntnis gegeben . — Von jeder Unterſagung des
Gewerbebetriebs gemäß § 35 Abſ. 5 der Gewo . iſt der zuſtändigen
Handwerkskammer Kenntnis zu geben , auch iſt die Unterſagung im
amtlichen Teil der Gewerbe - und Handwerkerzeitung durch Ver⸗
mittlung des Landesgewerbeamts bekannt zu geben . (Erl . d. Min .
d. Innern vom 30. Dez. 1911 Nr. 55510 ) .
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§ 35a . Mangel an theoretiſcher Vorbildung kann als

eine Tatſache im Sinne des §8 35 Abſ . 5 gegenüber Bauunter⸗

nehmern , Bauleitern oder Perſonen , die einzelne Zweige des

Baugewerbes betreiben , nicht geltend gemacht werden , wenn

ſie das Zeugnis über die Ablegung einer Prüfung für den

höheren oder mittleren bautechniſchen Staatsdienſt oder das

Prüfungs⸗ oder Reifezeugnis einer ſtaatlichen oder von der

zuſtändigen Landesbehörde gleichgeſtellten baugewerklichen
Fachſchule beſitzen oder wenn ſie Diplomingenieure ſind .

Mangel an theoretiſcher oder praktiſcher Vorbildung
kann als eine Tatſache im Sinne des § 35 Abſ . 5 nicht geltend

gemacht werden gegenüber Bauunternehmern und Bau⸗

leitern , wenn ſie gemäß 8 133 die Meiſterprüfung im Maurer⸗ ,

Zimmerer⸗ oder Steinmetzgewerbe beſtanden haben , ſowie

gegenüber Perſonen , die einzelne Zweige des Baugewerbes
betreiben , wenn ſie gemäß § 133 die Meiſterprüfung in dem

von ihnen ausgeübten Gewerbe beſtanden haben .
Die Landes⸗Zentralbehörden ſind befugt , zu beſtimmen ,

welche Prüfungen und Zeugniſſe den im Abſatz bezeichneten
gleichzuſtellen ſind .

Artikel 3. Hinter § 53 wird der folgende neue Para⸗

graph eingeſchaltet :

§ 53a . Die unteren Verwaltungsbehörden können bei

ſolchen Bauten , zu deren ſachgemäßer Ausführung nach dem

Ermeſſen der Behörde ein höherer Grad praktiſcher Erfahrung
oder techniſcher Vorbildung erforderlich iſt , im Einzelfalle die

Ausführung oder Leitung des Baues durch beſtimmte Per⸗

ſonen unterſagen , wenn Tatſachen vorliegen , aus denen ſich

ergibt , daß dieſe Perſonen wegen Unzuverläſſigkeit zur Aus⸗

führung oder Leitung des beabſichtigten Baues ungeeignet ſind .
Landesrechtliche Vorſchriften , welche den Baupolizeibe⸗

hörden weitergehende Befugniſſe einräumen , bleiben un⸗

berührt . “)
Artikel 4. §S 54 erhält folgenden zweiten Abſatz :

Gegen die Unterſagung der Ausführung oder Leitung
eines Baues ( § 53 a) findet innerhalb einer Friſt von zwei

) Vgl. 8 125 Abſ . 3 der LBO . und Bemerkung dazu .
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Wochen nach der Zuſtellung der Einſpruch bei der unteren
Verwaltungsbehörde ſtatt , deſſen Erhebung keine aufſchie⸗
bende Wirkung hat . Die Erteilung des Beſcheids auf den
Einſpruch , welcher die Anhörung von Sachverſtändigen gemäß
§ 35 Abſ . 5 vorangehen muß , ſoll ſpäteſtens innerhalb drei
Wochen nach der Erhebung des Einſpruchs erfolgen . Der
Beſcheid , der die Unterſagung der Ausführung oder Leitung
eines Baues gegenüber dem erhobenen Einſpruch aufrecht er⸗
hält , kann im Wege des Rekurſes gemäß 88 20 , 21 ange⸗
fochten werden . Die Landesregierungen können beſtimmen ,
daß die Anfechtung im Verwaltungsſtreitverfahren zu erfolgen
hat . ! ) Die Einlegung von Rechtsmitteln hat keine aufſchie⸗
bende Wirkung .

Artikel 5. Dieſes Geſetz tritt am 1. April 1907 in Kraft .

b . Badiſche Ausführungsbeſtimmungen zu vor⸗
ſtehendem Geſetz ( Verordnung vom 10 . Mai 1909) .

( Geſ . ⸗ und VOBl . Seite 103) .

Hinter 859 der Vollzugsverordnung zur Gewerbeordnung
vom 23. Dezbr. 1883 ( Faſſung vom 4. Dezbr . 1896 ) wird der
folgende 8 59a mit nachſtehender Überſchrift eingeſchaltet :

9a . Der Betrieb des Gewerbes als Bauunter⸗
nehmer und Bauleiter , ſowie der Betrieb einzelner

Z3weige des Baugewerbes .
8 59 a . Die in § 35 Abſatz 5 der Gewerbeordnung ge⸗

nannten Gewerbetreibenden haben die im Abſatz 7 dafelbſt
vorgeſchriebene Anzeige von der Eröffnung ihres Gewerbe⸗
betriebs an die Ortspolizeibehörde zu richten . “

) Die Entſchließung des Bezirksrats kann ſowohl im Wege des
Verwaltungsrekurſes wie auch im Verwaltungsſtreitverfahren ( 8 4
Abſ . 1 Ziff . 1 VRPflcheſ ) angefochten werden ( Erl . d. Min . d. Innern
vom 23. März 1907 Nr. 11919 ) .

) Ziehen Baugewerbetreibende von auswärts in eine Gemeinde
von mehr als 4000 Einwohnern zu, ſo haben ſich die Ortspolizei⸗
behörden , denen nach 8S 59a VVO . z. Gewo . die Eröffnung des
Betriebs anzuzeigen iſt , ſowohl am Geburtsort wie am letzten Wohn⸗
ort des neuanziehenden Unternehmers zu verläſſigen , ob dort Tat⸗
ſachen bekannt ſind , die ein polizeiliches Einſchreiten oder doch eine

Schluſſer - Franz , Bau⸗ und feuerpolizeiliche Vorſchriften . 20
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